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Bezeichnenderweise stimmen sowohl 
rechte als auch linke Beobachter darin über-
ein, dass der Krieg gegen den Irak und die 
nunmehr vier Jahre andauernde Besatzung 
ein grundlegend neues Kapitel US-ameri-
kanischer Außenpolitik eingeläutet haben. 
Aus Sicht der außenpolitischen Eliten in den 
Vereinigten Staaten markiert der Angriff s-
krieg gegen den Irak den Wendepunkt, der 
deutlich macht, dass Washington nunmehr 
bereit ist, gegen jedwede Bedrohung mittels 
militärischer Präventivschläge vorzugehen. 
Während dabei als Motivation zumeist 
defensive Sicherheitsinteressen („Ver-
teidigung“ gegen den Terrorismus, etc.) 
angeführt werden, herrschen in kritischen 
Analysen vor allem zwei Interpretationen 
vor, um den US-amerikanischen Amoklauf 
im Irak zu erklären: Öl und die militärische 
Reaktion auf die Krisentendenzen der neo-
liberalen Weltwirtschaftsordnung. 

Und in der Tat, betrachtet man die Besat-
zungspraxis im Irak, treten gerade diese 
beiden Motive überdeutlich hervor. „Am 
9. Mai 2003 verkündete Bush seine wirt-
schaftlichen Visionen hinsichtlich des Irak: 
Errichtung einer amerikanisch-mittelöstli-
chen Freihandelszone innerhalb der näch-
sten 10 Jahre. Dazu mussten jedoch erst 
die Voraussetzungen geschaff en werden: 
Umwandlung der irakischen Wirtschaft in 
eine radikal neoliberale Marktwirtschaft, 
Privatisierung der wichtigsten Unter-
nehmen und der öff entlichen Dienstlei-
stungssektoren, langfristige Sicherung der 
Kontrolle über die Erdölressourcen und 
den dazugehörigen Industriebereich.“1 Im 
Irak fi ndet derzeit nicht nur der bislang 
radikalste Versuch statt, eine Gesellschaft 
entlang neoliberaler Linien zuzurichten, 
sondern darüber hinaus befi ndet sich 
eine der größten Enteignungsaktion der 
neueren Geschichte kurz vor der Verab-
schiedung. Denn mit dem in Washington 
geschriebenen neuen irakischen Ölgesetz 
soll der Großteil der aus dem Verkauf der 
Rohstoff reserven des Landes resultierenden 
Profi te in die Taschen der Ölmultis umge-
leitet werden.

Neoliberale Zurichtung
Bereits im Juni 2003 kündigte der dama-

lige US-Verwalter des Irak, Paul Bremer, 
eine „Schocktherapie“ an, in deren Folge 

die irakische Wirtschaft entlang neoliberaler 
Vorgaben umgekrempelt wurde. Mit seiner 
rechtsverbindlichen „Order 39“ verfügte 
Bremer im September 2003, dass von nun 
an ausländische Konzerne einen 100pro-
zentigen Anteil an irakischen Betrieben 
übernehmen und die aus ihren Geschäf-
ten resultierenden Gewinne zu ebenfalls 
100 Prozent aus dem Land transferieren 
dürfen.2 Parallel dazu wurden die Einfuhr-
zölle herabgesetzt und staatliche Subven-
tionen gestrichen, womit der Schutz der 
irakischen Wirtschaft vor - häufi g hochsub-
ventionierten - westlichen Produkten prak-
tisch wegfi el. Mit Direktive 49 wurden die 
Steuern auf lediglich 15 Prozent begrenzt 
(von ursprünglich 40 Prozent) und schließ-
lich die Einfuhrzölle gänzlich abgeschaff t 
(Order 54). Darüber hinaus eröff nete die 
Order 40 erstmals die Möglichkeit, das 
Bankenwesen zu übernehmen. Erlass Nr. 
81 regelte das Urheberrecht neu, indem 
nunmehr Agrarkonzernen die Möglichkeit 
eingeräumt wurde, sich Patente auf tradi-
tionelle Saatgut-Arten zu sichern. Damit 
wird die komplette Landwirtschaft in die 
Abhängigkeit westlicher Agrokonzerne 
(Monsanto, Syngenta, Bayer, etc.) getrie-
ben, von denen das Saatgut nun erwor-
ben werden muss. Richtigerweise urteilte 
der Economist nach Verabschiedung dieser 
ganzen Dekrete, der Irak sei nunmehr zu 
einem „kapitalistischen Traum“ geworden.3 

Während der ursprüngliche irakische Ver-
fassungsentwurf noch das Recht auf Arbeit 
ebenso betonte wie den Vorrang sozialer 
Gerechtigkeit beim Wiederaufbau, wurden 
solche und ähnlich progressive Passagen in 
der am 15. Oktober in einem Referendum 
angenommenen Endfassung gestrichen. 
Berichten zufolge hatte hierauf vor allem 
US-Botschafter Zalmay Khalilzad gedrängt. 
„Diese Verfassung wurde in einer US-ame-
rikanischen nicht in einer irakischen Küche 
zusammengekocht“, beschwerte sich ein 
an den Verhandlungen beteiligter Iraker.4 
Darüber hinaus führte die Abschaff ung 
staatlicher Unterstützungsmaßnahmen für 
lebensnotwendige Güter zu einer drasti-
schen Erhöhung der Lebenshaltungsko-
sten, was zur Verschlimmerung der Armut 
beitrug. 

Zwar verbieten sowohl die Haager Land-
kriegsverordnung aus dem Jahr 1907 als 

auch die Genfer Konvention von 1949 
derart weit gehende Eingriff e in die innere 
Verfasstheit eines besetzten Staates, da 
genau dies aber Sinn und Zweck der US-
Politik ist, wird das geltende Völkerrecht 
faktisch außer Kraft gesetzt: „Die bisheri-
gen Wirtschaftsstrukturen des Irak wurden 
nach neoliberalem Modell vollständig 
umgekrempelt und zu einem Selbstbedie-
nungsladen für die internationalen Kon-
zerne umorganisiert.“5

Militärischer Neoliberalismus
Während zwar bei all diesen Maßnah-

men die Ähnlichkeiten mit der Politik der 
„strukturellen Anpassungsprogramme“ 
auff allen, die vielen Ländern von IWF und 
Weltbank aufgezwungen wurden, so gibt es 
doch einen entscheidenden Unterschied: 
früher wurden diese „Wirtschaftsreformen“ 
indirekt über diese Internationalen Orga-
nisationen erzwungen. Hier scheint sich 
ein grundlegender Wandel anzubahnen, da 
mittlerweile die Durchsetzung der neolibe-
ralen Weltwirtschaftsordnung immer direk-
ter im Rahmen militärisch abgesicherter 
quasi-kolonialer Besatzungsregime erfolgt. 
„Etwas hat sich off ensichtlich in den letzten 
zehn Jahren verändert. [...] ‚Militärischer 
Neoliberalismus‘ ist die passende Beschrei-
bung für den momentanen Kapitalismus 
und die Politik des Öls.“6

Hintergrund für diese Entwicklung dürf-
ten die wachsenden Krisentendenzen des 
neoliberalen Weltwirtschaftsmodells sein, 
dessen Ausbeutungs- und Hierarchiestruk-
turen sich nur noch militärisch aufrechter-
halten lassen.7 In diesem Zusammenhang 
stellt der Irak den wohl krassesten Fall 
von „Akkumulation durch Enteignung“ 
(David Harvey) dar: „Krieg ist zweifellos 
die brutalste Form, um Enteignungspro-
zesse durchzusetzen. Und es ist denkbar, 
dass die anhaltende Besetzung des Irak den 
Durchbruch zu einer neuen Phase impe-
rialistischer Herrschaft und neokolonialer 
Unterwerfungsbestrebungen darstellt. Die 
Privatisierung und Aneignung öff entlicher 
Dienste durch transnationale Konzerne, die 
Auseinandersetzungen über intellektuelle 
Eigentumsrechte und natürliche Ressour-
cen sowie vor allem die US-Strategie des 
‚Krieges ohne Grenzen‘ und des Präven-
tivkrieges und die kriegerische Aneignung 
der irakischen Ressourcen durch die USA 
werfen grundsätzliche Fragen über das 
Funktionieren des Kapitalismus [auf ]. Ins-
besondere stellt sich die Frage, inwiefern 
als Antwort auf und Ergänzung zur krisen-
geschüttelten erweiterten Reproduktion 
Akkumulationsprozesse durch Enteignung 
die aktuelle Phase des Kapitalismus kenn-
zeichnen.“8

Akkumulation durch Enteignung
Militärischer Neoliberalismus und das geplante irakische 
Ölgesetz
von Jürgen Wagner
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Ausgeheckt wurde die neoliberale Zurich-
tung des Irak von der US-Beratungsfi rma 
Bearing Point, die über beste Kontakte zur 
Bush-Administration verfügt. Sie schloss 
einen Vertrag mit USAID, der US-Agentur 
für Entwicklungszusammenarbeit, in dem 
sich der Konzern für $250 Mio. dazu bereit 
erklärte, „den grundlegenden juristischen 
Rahmen für eine funktionierende Markt-
wirtschaft zu schaff en, indem aus der einzig-
artigen Möglichkeit, die die gegenwärtigen 
politischen Umstände für einen raschen 
Fortschritt in diesem Bereich bieten, ange-
messen Kapital geschlagen wird.“9 So ver-
wundert es auch nicht weiter, dass derselbe 
Konzern vorschlägt, diese „einzigartigen 
Umstände“ - Angriff skrieg und koloniale 
Besatzung - für die groß angelegte Ent-
eignung der irakischen Ölvorkommen zu 
nutzen. 

Das irakische Ölgesetz 
Obwohl Bagdad während des US-Angriff s-

krieges 2003 großfl ächig bombardiert 
wurde, vermied es die US-Armee tunlichst, 
ein bestimmtes Gebäude zu beschädigen: 
das irakische Ölministerium. Während sich 
gleichzeitig niemand darum scherte, dass 
Krankenhäuser, Museen und die National-
bibliothek geplündert wurden, bewachten 
M-1-Abrams-Panzer das Ministerium und 
zwar aus einem einzigen Grund: „Denn 
das Gebäude beherbergt den Schlüssel zum 
größten Schatz der Nation: Explorations-
karten der Ölfelder, Pipelinedaten, Ver-
träge.“10

Somit schuf man beste Voraussetzungen 
für eine groß angelegte Enteignungsaktion, 
die darauf abzielt, die Verstaatlichung der 
irakischen Ölvorräte aus dem Jahr 1972 
rückgängig zu machen. Schon im Früh-
ling 2003 hatte die Gruppe Öl und Ener-
gie des US-Außenministeriums erklärt, es 
sei notwendig, den Irak nach Kriegsende 
für internationale Ölfi rmen zu öff nen, 
indem eine Re-Privatisierung eingeleitet 
wird.11 Hierfür wurde sogar ein eigener 
Paragraf (Nr. 110) in die irakische Verfas-
sung eingeschleust, der fordert, im Ölsek-
tor „Strategien anzuwenden“, die auf „den 
modernsten Techniken der Marktprinzipien 
beruhen und Investitionen begünstigen.“12 
Mit der Detailausplanung, wie „Investi-
tionen begünstigt“, also die Privatisierung 
eingeleitet werden soll, beauftragte die US-
Regierung wiederum Bearing Point. Die 
Firma legte ihre Vorschläge in Form eines 
„Ölgesetzes“ vor, dem die irakische Regie-
rung Anfang 2007 zustimmte. Allerdings 
sah sie sich bisher außerstande, das Gesetz 
endgültig durchzudrücken. Denn sowohl 
in der Bevölkerung als auch im Parlament, 
dessen notwendige Billigung weiterhin aus-

steht, wächst der Widerstand gegen das zu 
Recht als skandalös empfundene Gesetz. 
Mehrere Fristen sind bisher verstrichen, so 
im März und zuletzt im Juli 2007.

Das Gesetz sieht vor, dass das Ölministe-
rium und die Nationale Irakische Ölgesell-
schaft neu geordnet werden. Kernpunkt 
ist aber, dass die staatliche Kontrolle über 
den Großteil der irakischen Öl- und Gas-
vorkommen faktisch beendet wird, indem 
diese privatisiert werden. Denn das Gesetz 
klammert zwar die aktuell produzierenden 
Ölfelder aus, sie verbleiben in irakischer 
Kontrolle, hierbei handelt es sich jedoch 
um lediglich 17 der insgesamt 80 bekann-
ten Felder. Auf die restlichen 63 Ölfelder 
sollen nach Verabschiedung des Gesetzes 
multinationale Konzerne für mindestens 
30 Jahre den Zugriff  erhalten, wobei sie 
etwa 70% der zu erwartenden Profi te ein-
streichen können.13 Allein dies würde es 
den Ölfi rmen erlauben, sich 64% der gesi-
cherten irakischen Ölreserven von ca. 110 
Mrd. Barrel, also 73.6 Mrd. Barrel unter 
den Nagel zu reißen. Darüber hinaus räumt 
das Gesetz den Ölkonzernen auch noch 
den Zugriff  auf sämtliche Ölfelder ein, die 
künftig im Irak entdeckt werden. Dies ist 
deshalb von besonderer Bedeutung, da im 
Irak noch gigantische zusätzliche Ölvor-
kommen vermutet werden, der Groß-
teil des Landes ist bislang unerforscht. So 
jubelt etwa die US-amerikanische Energy 
Information Administration: „Experten sind 
sich darüber einig, dass der Irak einer der 
wenigen verbliebenen Orte ist, an denen 
riesige Reserven bislang kaum ausgebeutet 
wurden.“14 Zwar gehen die Schätzungen 
über die zusätzlichen Reserven weit ausein-
ander, die Spanne reicht von 80-200 Mrd. 
Barrel, mit an Sicherheit grenzender Wahr-
scheinlichkeit kommen aber somit minde-
stens weitere 100 Mrd. Barrel hinzu, die 
künftig von den Ölkonzernen ausgebeutet 
werden könnten.15 Berücksichtigt man 
zudem, dass die Produktionskosten im Irak 
mit 1-1.50 Dollar pro Barrel extrem nied-
rig sind, wird deutlich, welch gigantische 
Summen dabei für die beteiligten Konzerne 
herausspringen könnten, sollte der immense 
Druck Washingtons schließlich doch noch 
zur Verabschiedung des Gesetzes führen.

Krieg lohnt sich
Wird das Ölgesetz verabschiedet, sichern 

sich die Ölkonzerne die Profi te an 70% 
von mindestens 200 Mrd. Barrel iraki-
schen Öls, was bei einem Ölpreis von ca. 
80$ pro Barrel (Stand Mitte September), 
einen Gesamtprofi t von etwa 11 Billio-
nen Dollar ergeben würde (kein Über-
setzungsfehler gemeint sind tatsächlich 
11.000 Mrd. Dollar!). Selbst wenn man 
von dieser Summe noch diverse Kosten 
abziehen muss, wird hieraus deutlich, um 
welch immense Beträge es hierbei geht. In 
diesem Zusammenhang legt die Tatsache, 
dass die bisherigen Kosten des Irak-Krie-
ges im Juli 2007 mit $450 Mrd. angegeben 
wurden16, die zynischen Feststellung nahe, 
dass sich Krieg off ensichtlich doch lohnt, 
zumal diese Kosten über Steuern von der 
US-Bevölkerung getragen werden, während 
die Profi te aus dem irakischen Ölgeschäft 
direkt in die Taschen der mit Bush eng ver-
bandelten Ölmultis wandern.

Als Begründung, weshalb das Ölgesetz für 
den Irak unbedingt notwendig - und segens-
reich - sei, muss permanent das Argument 
herhalten, ohne ausländische Investitionen 
in die Infrastruktur könne die Produktion 
nicht in Gang kommen. Das Parlament 
müsse „ein neues Ölgesetz verabschieden, 
das es internationalen Konzernen ermög-
licht, Investitionen im Irak zu tätigen“, so 
etwa US-Energieminister Samuel Bodman 
im Februar 2007. Das Gesetz sei für die 
weitere Entwicklung des Iraks von so über-
ragender Bedeutung, dass seine Verabschie-
dung nach der Herstellung von Sicherheit 
die größte Priorität der US-Regierung 
sei, so Bodman.17 Hierbei handelt es sich 
aber um ein Scheinargument, wie Helmut 
Merklein, von 1984 bis 1990 US-Energie-
staatssekretär, ausführt: „Wenn es das Ziel 
ist, die Produktion auf die Quote von vor 
dem Golfkrieg (3.14 Mio. Barrel am Tag) 
zu heben, benötigt der Irak eine Kapitalzu-
fuhr von weniger als 1 Mrd. Dollar. Und 
er benötigt ganz sicher nicht die Multina-
tionalen Konzerne, um Zugang zu diesen 
Investitionen zu erhalten.“18

Ganz off ensichtlich geht es darum, den 
großen Vier - Exxon-Mobile, Chevron, 
BP-Amoco und Royal Dutch- Shell -, die 
primär vom irakischen Ölreichtum pro-
fi tieren werden, gigantische Profi te zu 
garantieren. Damit das Geld auch in die 
richtigen Taschen wandert, verfügte Paul 
Bremer mit seiner Executive Order 13303 
die Annullierung früherer Ölverträge, ins-
besondere Frankreich und Russland hatten 
mit Saddam Hussein umfangreiche Explo-
rationsvereinbarungen unterzeichnet.19 
„Im neuen Ölgesetz, das gerade entworfen 
wird, heißt es, dass jeder Vertrag, der mit Premierminister al-Maliki und Bush
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dem einstigen Regime und mit den Behör-
den der kurdischen Autonomie geschlos-
sen wurde, revidiert und in Einklang mit 
dem neuen Gesetz gebracht werden muss“, 
sagte der irakische Ölminister Hussein el-
Schahristani.20 Darüber hinaus erklärte 
er, dass die irakische Regierung beab-
sichtigt, sich sofort nach Verabschiedung 
des Gesetzes an die Verschleuderung der 
Ölvorkommen zu machen: „Gegenwärtig 
wird aktiv an dem Dokument gearbeitet. 
Ich hoff e darauf, dass das Gesetz im Sep-
tember angenommen wird. Gleich darauf 
werden Ausschreibungen zur Erschließung 
irakischer Ölvorkommen stattfi nden.“21 
El-Schahristanis Hoff nung, noch im Sep-
tember Vollzug melden zu können, hat 
sich mittlerweile allerdings aufgrund des 
massiven innerirakischen Widerstands zer-
schlagen.

Wachsender Widerstand und Druck der 
Besatzer

Die USA sind zunehmend darüber ver-
ärgert, dass die Regierung um Premier-
minister Nouri al-Maliki bislang nicht in 
der Lage war, das Ölgesetz im Parlament 
durchzuboxen. Schon im Dezember 2006 
berichtete die New York Times, dass sowohl 
der damalige US-Kommandeur im Irak, 
George W. Casey Jr., als auch US-Bot-
schafter Zalmay Khalilzad, der bereits 
wiederholt als Öllobbyist in Erscheinung 
trat, „irakische Politiker dazu aufgefordert 
haben, das Ölgesetz ganz oben auf ihre 
Agenda zu setzen.“22 Die US-Regierung 
hat mittlerweile die Verabschiedung des 
Gesetzes zu einem der zentralen „bench-
marks“ erklärt, die für die Gewährleistung 
weiterer Hilfe umgesetzt werden müssen: 
„Entnervt erhöhte die USA-Regierung den 
Druck auf die irakische Regierung. Am 
26. Mai 2007 erklärte man, Irak erhalte 
keine weitere Wiederaufbauhilfe aus den 
USA, solange es nicht das neue Ölgesetz 
verabschiedet habe.“23 Die zunehmenden 
Konfl ikte und die harsche Kritik der USA 
an Premierminister al-Maliki dürfte somit 
nicht zuletzt der Tatsache geschuldet sein, 
dass er nicht in der Lage war, das Gesetz 
durchzudrücken. Dass al-Maliki wiederum 
darüber besorgt ist, dass für die USA dieses 
Versagen Anlass genug sein könnte, einen 
weiteren Regimewechsel einzuleiten, zeigt 
die Prioritäten Washingtons überdeutlich: 
„Premierminister Nouri al-Maliki fürchtet, 
dass die Amerikaner ihre Unterstützung für 
seine Regierung zurückziehen - und ihn 
damit de facto feuern - werden, sollte das 
Parlament das Ölgesetz nicht verabschie-
den“, gab ein enger Berater des Premiers 
gegenüber Associated Press an.24

Auch hinsichtlich des Ölgesetzes kollidie-

ren die Interessen der Besatzer einmal mehr 
mit denen der überwiegenden Mehrheit der 
irakischen Bevölkerung. „Eine Umfrage in 
Irak ergab, dass Iraker aller religiösen und 
ethnischen Gruppierungen es mehrheit-
lich ablehnen, die nationalen Ölressourcen 
ausländischen Konzernen zu überlassen. 
Weniger als ein Viertel der Befragten fühlte 
sich ausreichend über das neue Ölge-
setz informiert. 63 Prozent sprachen sich 
gegen Verträge für ausländische Konzerne 
aus, stattdessen sollten irakische Firmen 
irakisches Öl fördern und verarbeiten.“25 
Vor diesem Hintergrund wächst der parla-
mentarische Widerstand: „Mehr und mehr 
Parlamentsabgeordnete rufen dazu auf, das 
Gesetz vor seiner Annahme sorgfältig zu 
studieren.“26 Auch der außerparlamentari-
sche Druck nimmt zu, insbesondere durch 
die Gewerkschaften: „Nachdem das Gesetz 
damit auch in der irakischen Öff entlichkeit 
bekannt geworden war, hagelte es Proteste. 
Allen voran von der irakischen Erdölarbei-
tergewerkschaft in Basra und der Dachorga-
nisation Föderation der Ölgewerkschaften. 
Man organisierte Streiks und Demonstra-
tionen, veröff entlichte eine lange Liste von 
Forderungen. Ministerpräsident Nuri al-
Maliki schickte Truppen gegen den Streik, 
das war selbst einigen Soldaten zu viel, der 
Befehl ließ sich nicht halten. Ölminister 
Hussein al-Scharistani verbot die Gewerk-
schaft schließlich auf Grundlage eines 
Gesetzes aus der Zeit Saddam Husseins.“27 
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